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Aufgabenbereich Geobasisdaten 

Einleitung 

Der Aufgabenbereich wird in drei Teilbereiche mit spezifischen Charakteristika geglie-
dert: 

- Geobasisdaten des Bundesrechts in Zuständigkeit der Kantone, 
- Verbundaufgaben Amtliche Vermessung und ÖREB-Kataster, 
- Geologischer Untergrund. 

Zu den Geobasisdaten des Bundesrechts sind hinsichtlich ihrer Harmonisierung, Be-
reitstellung und Nutzung Regelungen gesamthaft im Geoinformationsgesetz (GeoIG, SR 
510.62) festgelegt. Die Inhalte, die fachlichen Zuständigkeiten und die Erhebung dieser 
Geobasisdaten ist in den jeweiligen Fachgesetzen geregelt. Themenweise wird die Zu-
ständigkeit für die Ausführung an eine Fachstelle des Bundes oder an die Kantone de-
legiert. 

Die Amtliche Vermessung und der ÖREB-Kataster stellen eigentliche Verbundaufga-
ben dar. Die rechtlichen Bestimmungen sind auf Stufe Bund im GeoIG und den zugehö-
rigen Ausführungsverordnungen des Bundesrats sowie des Bundesamts für Landesto-
pografie swisstopo umfassend geregelt. Die Durchführung wird nicht durch weitere 
Fachgesetze bestimmt und vollständig im Verbund des Bundes mit den Kantonen ge-
leistet. 

Der geologische Untergrund ist aufgrund subsidiärer Kompetenzen der Kantone und 
des Bundes rechtlich nicht einheitlich geregelt, was aktuell zu Rechtsunsicherheit führt.  

Geobasisdaten des Bundesrechts in Zuständig-

keit der Kantone 
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1. Ist-Zustand 

Im engeren Sinne umfassen Geobasisdaten nach der Geoinformationsverordnung 
(GeolV) Anhang 1. Geodaten, die in Rechtserlassen des Bundes gefordert werden, de-
ren Umsetzung und Erfassung aber durch die Kantone oder Gemeinden realisiert wer-
den. Betroffen sind die digitale Erfassung, Harmonisierung und Bereitstellung der rund 
80 Geobasisdatensätze nach Bundesrecht in der Zuständigkeit der Kantone. Das 
Geoinformationsgesetz bildet betreffend dieser Geobasisdaten ein Rahmengesetz. Es 
adressiert Datensätze mit Raumbezug, die in einem Fachgesetz des Bundes geregelt 
werden und durch die Kantone zu erfassen sind (z.B. Nutzungsplanung, belastete 
Standorte, Schutzgebiete). Für diese Geobasisdatensätze gelten zwecks einfacher und 
digitaler Nutzung Vorgaben für die Erfassung, Datenmodellierung, Publikation, Doku-
mentation und Bereitstellung. 

1.1. Regelungskompetenz 

Das Bundesamt für Landestopografie macht übergreifende Vorgaben für Dokumenta-
tion, Modellierung, Datenaustausch, Abruf- im Zugriffsverfahren und Standardisierung. 
Das Bundesamt für Landestopografie betreibt sachbereichsübergreifende Geodienste 
gemäss GeoIV Art. 36 (z.B. vernetzter Suchdienst für die Geometadaten aller Geobasis-
daten). 

Die gemäss Fachgesetzen des Bundes zuständigen Bundesstellen machen Vorgaben 
für den zu harmonisierenden Dateninhalt, welche die Kantone oder Gemeinden einzu-
halten haben. Sie setzen dafür sogenannte «Fachinformationsgemeinschaften», gebil-
det aus Fach-, Geoinformations- und Modellierungsspezialistinnen und -spezialisten von 
allen föderalen Stufen ein, die Vorgaben für minimale Daten- und Darstellungsmodelle 
erarbeiten. 

1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

Die Fachbereiche der Kantone erfassen die Daten und müssen sie gemäss den Vorga-
ben zur Verfügung stellen. Die kantonalen Geoinformationsfachstellen koordinieren die 
Datenbereitstellung im Kanton und mit den Gemeinden. Die Datenhoheit bleibt bei den 
Kantonen. Die Kantone haben eine Aggregationsinfrastruktur zur Sammlung und Bereit-
stellung der Geobasisdaten nach Bundesrecht in der Zuständigkeit der Kantone aufge-
baut. 

Der Bund ist zuständig für die sachübergreifenden Geodienste gemäss GeoIG Art. 13 
und GeoIV Art. 36, insbesondere für den vernetzten Zugang zu den Geobasisdaten und 
Geodienste (inklusive Metadaten). 
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1.3. Finanzierung 

Die Erfassung, Nachführung und Verwaltung von Geobasisdaten erfolgt überwiegend 
dezentral durch die Kantone und Gemeinden, was eine einheitliche Kostenabschätzung 
erschwert. Die Kosten entstehen im Rahmen der Umsetzung verschiedener Bundes-
fachgesetze, z. B. in der Raumplanung oder im Umweltschutz. Das GeoIG verursacht 
zusätzliche Ausgaben für die schweizweite Harmonisierung und Bereitstellung der Da-
ten. Diese betreffen unter anderem die Datenstruktur und teilweise auch Inhalte und 
können zusätzliche Anforderungen an die Datenerfassung durch Fachbehörden mit sich 
bringen. Die damit verbundenen Kosten tragen in der Regel die kantonalen Geoinforma-
tionsstellen. 

1.4. Herausforderungen 

Die koordinierte Erfassung und Bereitstellung von harmonisierten Geobasisdaten ist Ba-
sis für Entscheidfindungen in unterschiedlichsten Aufgabenfeldern auf allen föderalen 
Stufen und nicht beschränkt auf die Aufgaben der öffentlichen Hand (z.B.: Mobilität, 
Bauen, Infrastruktur, Energie). 

Problemfeld 1: Der Nutzen harmonisierter Geobasisdaten entsteht in erster Linie auf 
Bundesebene, während der Aufwand und die Kosten vor allem bei Kantonen und Ge-
meinden anfallen. Dieses Ungleichgewicht bremst die koordinierte Erfassung und Be-
reitstellung der Daten.  

Problemfeld 2: Einige grundlegende Geobasisdaten der Schweiz genügen den Anfor-
derungen einer digitalen Gesellschaft nicht, z.B. betreffend once-only, Flächendeckung, 
Aktualität, Genauigkeit, Zugänglichkeit.  

2. Mögliche Varianten 

Zur Entflechtung der Verbundaufgaben im Bereich der Geoinformation (Geobasisdaten 
nach Bundesrecht in Zuständigkeit der Kantone) hat die Arbeitsgruppe drei Varianten 
diskutiert, aber aus nachfolgenden Gründen nicht vertieft geprüft: 

1. Zentralisierung: Der Bund würde nicht mehr nur die Daten in seiner Zuständigkeit 
erfassen (Anhang 1, GeoIG), pflegen und bereitstellen, sondern auch diejenigen de-
ren Zuständigkeit er bisher mittels verschiedener Fachgesetzgebungen an die Kan-
tone delegiert hat. Dies würde die Datenbewirtschaftung stark vereinfachen. Aus 
Gründen der Subsidiarität wurde diese Variante nicht weiterverfolgt: Zur Umsetzung 
müssten alle bundesrechtlichen, kantonalen und auch kommunalen Fachgesetze 
angepasst werden; der Bund müsste in zahlreiche kantonale Facherlasse eingreifen. 
Aus Sicht der Arbeitsgruppe müsste eine Vereinheitlichung aus den Fachbereichen 
und nicht von den Geobasisdaten her initiiert werden.  
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2. Kantonalisierung: Der Bund würde nur noch die Geobasisdaten nach Bundesrecht 
in Zuständigkeit der Kantone auflisten, während die Kantone diese konkretisieren 
(Qualität, Datenmodell, Verfügbarkeit etc.), publizieren und kontrollieren würden. 
Aus Gründen der Subsidiarität und der Effizienz wurde diese Variante nicht weiter-
verfolgt: Zur Umsetzung müssten die Kantone sich selbst koordinieren und die har-
monisierenden Arbeiten übernehmen und finanzieren. Dafür müsste eine neue Or-
ganisationsform geschaffen werden, z.B. ein Konkordat. Zudem müssten sich die 
Kantone weiterhin stark mit den Fachbehörden des Bundes koordinieren, da diese 
für die Fachgesetzgebung zuständig bleiben würden. Aus Sicht der Arbeitsgruppe 
würde eine Kantonalisierung erheblichen Aufwand generieren, ohne effektiven Zu-
satznutzen im Vergleich zum Status quo zu erzielen. 

3. Verzicht auf Harmonisierung: Das GeolG würde dahingehend revidiert, dass es 
keine landesweiten gültigen Harmonisierungsvorgaben für Geobasisdaten des Bun-
desrechts in kantonaler Zuständigkeit mehr vorgäbe. Diese Variante wurde aus 
Gründen der Effektivität und Effizienz nicht weiterverfolgt: Ohne Harmonisierungs-
vorgaben entsprächen die Geobasisdaten den Anforderungen der Digitalisierung 
und einer Wissensgesellschaft nicht mehr. Zahlreiche raumwirksame politische Mas-
snahmen erfordern für ihre Überwachung harmonisierte Geodaten für die gesamte 
Schweiz (z.B. Kataster und Raumplanung, Klimaanalysen, Mobilitätskonzepte, Kata-
strophenschutz, Energieplanung). Zudem müsste eine allfällige Bereinigung durch 
die Endnutzenden selbst erfolgen, was weder wirtschaftlich noch effizient wäre.  

Die Fachvertretungen in der Arbeitsgruppe regen stattdessen an, ein nationales Impul-
sprogramm beziehungsweise einen Aktionsplan zur Priorisierung der benötigten grund-
legenden Geobasisdaten – insbesondere der Themenbereiche in Zuständigkeit der Kan-
tone, welche noch nicht harmonisiert umgesetzt wurden – aufzubauen. Die Herausfor-
derung, dass Geobasisdaten lückenlos, konsistent, aktuell und nachhaltig verfügbar 
sind, könnte mit einer verstärkten Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen si-
chergestellt werden. Eine gezielte Stärkung und Beschleunigung mit zusätzlichen Inves-
titionen und einer effizienten Rollenverteilung zwischen Bund und Kantonen wäre aus 
Sicht der Fachvertretungen in der Arbeitsgruppe der optimale Weg. Auf den Geobasis-
daten aufbauende, grundlegende Georeferenzdaten würden mit erhöhten Qualitätsan-
forderungen in so genannte Georegister aufgenommen. Hierzu sind bereits umfangrei-
che Vorarbeiten getätigt worden und die notwendigen rechtlichen Grundlagen befinden 
sich in Erarbeitung. Dabei ist für diese Daten vorgesehen, die Zuständigkeiten klarer zu 
regeln, bestehende Überlappungen zu eliminieren und eine Aufgabenentflechtung vor-
zunehmen. 

3. Würdigung und Empfehlungen 

Die Arbeitsgruppe kommt zum Schluss, dass keine der beschriebenen Entflechtungsva-
rianten (Zentralisierung, Kantonalisierung, Verzicht auf Harmonisierung) Vorteile gegen-
über dem Status quo aufweisen würde. Vielmehr wären Abstriche in Bezug auf die Sub-
sidiarität und/oder Effizienz und Effektivität der Aufgabenerfüllung zu erwarten. Die 
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Fachvertretungen in der Arbeitsgruppe empfehlen stattdessen die Umsetzung eines na-
tionalen Impulsprogramms zur Harmonisierung der Geobasisdaten und zur gemeinsa-
men Bewirtschaftung grundlegender Georeferenzdaten. Damit würde keine Entflechtung 
resp. Neuordnung der bestehenden Aufgabe erfolgen. Daher müsste das Vorhaben 
ausserhalb des Entflechtungsprojekts 27 an die Hand genommen werden.  
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Verbundaufgaben amtliche Vermessung und 

ÖREB-Kataster 

1. Ist-Zustand 

Gemäss Art. 75a BV ist die Landesvermessung Sache des Bundes. Im GeolG hat er 
Vorschriften über die amtliche Vermessung (Art. 29—33 GeolG) sowie über die Harmo-
nisierung amtlicher Informationen, welche Grund und Boden betreffen, erlassen (ÖREB-
Kataster, Art. 16—18 GeolG).  

1.1. Regelungskompetenz 

Der Bund erarbeitet die Vorgaben für die amtliche Vermessung und den ÖREB-Kataster 
gemeinsam mit den Kantonen. Nach Anhörung der Kantone erlässt der Bund die Vorga-
ben im GeolG. Die Kantone verfügen für die Umsetzung der amtlichen Vermessung und 
die Katasterführung über ein gewisses Mass an Regelungskompetenz, da sich die bun-
desrechtlichen Vorgaben in mehreren Punkten auf Mindestvorgaben beschränken. Zu-
dem hat der Bund keine Regelungskompetenz bezüglich der Tarifierung und dem Da-
tenzugang.1 

1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

Bei den Geobasisdaten existieren zwischen Bund und Kantonen aktuell zwei Verbund-
aufgaben: 

1. Die amtliche Vermessung (AV) stellt die Verfügbarkeit der eigentümerverbindlichen 
Georeferenzdaten und der beschreibenden Informationen der Grundstücke der ge-
samten Schweiz sicher; sie beinhaltet insbesondere die Vermarkung und Vermes-
sung der Grundstücks-, Gemeinde-, Bezirks- und Kantonsgrenzen und die Bereit-
stellung des Plans für das Grundbuch (Art. 29 Abs. 1 und 2 GeoIG). Der Bund ist für 
die strategische Ausrichtung, die Oberleitung sowie die Oberaufsicht der amtlichen 
Vermessung zuständig (Art. 34 Abs. 1 Bst. c und d GeoIG). Er regelt die Grundzüge 
der amtlichen Vermessung, legt die mittel- und langfristige Planung fest und erlässt 
Vorschriften über die Grundzüge des Genehmigungsverfahrens der kantonalen Stel-
len (Art. 29 Abs. 3, Art. 31 Abs. 1, Art. 32 Abs. 1 GeoIG) sowie die Grundzüge des 
Beglaubigungsverfahrens (Art. 33 Abs. 3 GeoIG). Die Kantone sind zuständig für die 
Durchführung der amtlichen Vermessung (Art. 34 Abs. 2 Bst. a GeoIG). 

 

1 Seite 45, Bericht EFK 19449 vom 12.10.2021. 
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2. Im ÖREB-Kataster sind diejenigen öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen 
(ÖREB) erfasst, die nach den Vorschriften des Zivilgesetzbuches (ZGB) nicht im 
Grundbuch angemerkt werden (Art. 16 Abs. 1 GeoIG). Der Bundesrat legt fest, wel-
che Geobasisdaten des Bundesrechts Gegenstand des Katasters sind (Abs. 2). Er 
legt zudem die Mindestanforderungen an den Kataster fest, der elektronisch zugäng-
lich ist (Abs. 4 und 5). Die Kantone sind zuständig für die Führung des Katasters 
(Art. 34 Abs. 2 Bst. b GeoIG). 

1.3. Finanzierung 

1. Amtliche Vermessung: Bund und Kantone finanzieren die AV gemeinsam als Ver-
bundaufgabe. Die AV-Verordnung bildet die Grundlage für die in Programmvereinba-
rungen festgelegten Globalbeiträge an die Kantone (Art. 38 Abs. 1 GeoIG). Die Ab-
geltungen des Bundes werden für jedes Vermessungsprojekt als Pauschalen ver-
bindlich vereinbart (Anhang VAV). Sie sind abhängig von den je nach Projektart fest-
gelegten Prozentwerten und bewegen sich zwischen 15 und 45 Prozent beziehungs-
weise 60 Prozent der Kosten bei periodischen Nachführungen und besonderen An-
passungen von aussergewöhnlich hohem nationalem Interesse. Die Kosten für die 
Oberleitung und Oberaufsicht werden durch den Bund getragen (Art. 37 GeoIG). Die 
Kantone tragen die Kosten, die weder durch Globalbeiträge des Bundes noch durch 
Gebühren gedeckt sind. Sie können bestimmen, wer sich an diesen restlichen Kos-
ten zu beteiligen hat (Art. 38 Abs. 3 GeoIG). In dieser Verbundaufgabe werden die 
Datenerhebung und die Nachführung vom Bund abgegolten. 

2. ÖREB-Kataster: Auch Aufbau, Weiterentwicklung und Betrieb des Katasters mit 
entsprechenden Schwergewichtsprojekten finanzieren Bund und Kantone gemein-
sam. Dabei gewährt der Bund den Kantonen Globalbeiträge auf der Grundlage von 
mehrjährigen Programmvereinbarungen (Art. 39 Abs. 1 GeoIG), die durchschnittlich 
die Hälfte der Kosten des Katasters decken. 

Der Verpflichtungskredit 2024—2027 der Bundesabgeltungen beträgt 58.9 Mio. CHF, 
aufgeteilt in 42.4 Mio. CHF für die AV und 16.5 Mio. CHF für den ÖREB-Kataster. Der 
Aufwand der Kantone für diese Periode wird für die AV mit 128 Mio. CHF und für den 
ÖREB-Kataster mit 33 Mio. CHF geschätzt. 

1.4. Probleme / Herausforderungen 

Schweizweit homogene Geodaten und Produkte zu erzeugen und bereitzustellen, sind 
sowohl in der AV wie auch beim ÖREB-Kataster eine grosse Herausforderung. Auf 
Grund unterschiedlicher kantonaler Zuständigkeiten und Finanzierungszusagen ist kein 
einheitlicher Arbeitsfortschritt möglich. Erst wenn der letzte Kanton seine Aufgaben er-
füllt hat, stehen die Geodaten und Produkte schweizweit zur Verfügung. Dies wird nach 
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aktueller Einschätzung noch mehrere Jahre andauern.2 Gemäss Art. 34 Abs. 3 GeoIG 
kann der Bund, wenn ein Kanton seine Aufgaben nicht zeitgerecht oder qualitativ unge-
nügend erfüllt, nach Ermahnung und Anhörung eine Ersatzvornahme anordnen. In der 
bisherigen Praxis wurden Ersatzvornahmen aber nur bei gänzlicher Nichterfüllung von 
Leistungen angeordnet. Aus Sicht von swisstopo wäre daher ein alternatives Instrument 
nötig, das ohne grossen politischen Aufwand (Anordnung durch Bundesrat) angewendet 
werden könnte.  

Die Grenzen der Harmonisierung zeigen sich beim ÖREB-Kataster insbesondere bei 
der Nutzungsplanung. Das minimale Geodatenmodell des Bundes lässt die gesamt-
schweizerische Aggregierung der kantonalen und kommunalen Nutzungsplanung zu. 
Hingegen wird die Darstellung der Nutzungsplanung durch die Kantone und Gemeinden 
festgelegt. Der Bund hat bisher keine Rechtsgrundlage dies gesamtschweizerisch ein-
heitlich zu verlangen. 

2. Mögliche Varianten 

Die Arbeitsgruppe hat sich entschieden, die Varianten Zentralisierung und Kantonalisie-
rungen aus nachfolgenden Gründen nicht vertieft zu prüfen: 

1. Zentralisierung: Der Bund würde sämtliche Aufgaben selbst erledigen (u.a. Umset-
zung AV, Führung Kataster). Aus Gründen der Subsidiarität, Effizienz und Effektivität 
wurde die Variante in der Arbeitsgruppe nicht weiterverfolgt: Die Entstehung der be-
troffenen Geodaten findet auf allen föderalen Stufen statt, weswegen eine Zentrali-
sierung nicht adäquat zur Datenentstehung wäre. Zudem müsste der Bund entweder 
die heutigen Ansprüche bezüglich Qualität und Aktualität drastisch reduzieren, oder 
dezentrale Nachführungsstellen aufbauen um die wichtige lokale Komponente abzu-
decken. Trotzdem wären diese Stellen schlechter vernetzt, als es die kommunalen 
und kantonalen Stellen heute zu leisten vermögen. Weiter wären die in den Kantons-
verwaltungen internen Detailabsprachen bezüglich zu integrierenden oder zu koordi-
nierenden Datensätzen in der AV und im ÖREB-Kataster für den Bund wesentlich 
schwieriger zu bewerkstelligen. Die Kantone müssten bei höheren oder anderen An-
forderungen einfache Ergänzungen im eigenen Interesse als komplette Datensätze 
mit teilweise redundanten Informationen zusätzlich aufbauen und betreiben.  

2. Kantonalisierung: Der Bund würde nur noch das Datenmodell vorgeben. Die Kan-
tone wären ohne finanzielle Beteiligung des Bundes für die Erfassung und Nachfüh-
rung der AV und des ÖREB-Kataster zuständig. Aus Gründen der Subsidiarität, Effi-
zienz und Effektivität wurde die Variante in der Arbeitsgruppe nicht weiterverfolgt: 
Aus Sicht der Arbeitsgruppe würden verschiedene Interessen der Kantone und un-
terschiedliche Ausgangslagen bei der Finanzkraft zu unterschiedlichen Nachfüh-
rungszyklen, Qualitätsansprüchen und wohl auch zu unterschiedlichen Interpretatio-
nen oder Erweiterungen des Datenmodells führen. Damit wäre die Datenqualität 

 

2 Siehe dazu Bericht EFK 19449 vom 12.10.2021, S. 32-33, Konzept «Geo-X» (Bundesauftrag Geo-
register) vom 30.08.2024 Kap. 5.4.3 Durchsetzungsmittel der Oberaufsicht 
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sehr heterogen und für bundes- oder kantonsübergreifende Anwendungen kaum 
mehr verwendbar. Der monetäre und gesellschaftliche Wert der AV und des ÖREB-
Katasters würde innert weniger Jahre stark gemindert. Auch würden dadurch digitale 
Prozesse und der Austausch mit anderen Datensätzen stark erschwert. Zudem 
könnte die AV als Basis verschiedenster Geoinformationssysteme nicht mehr so ein-
fach verwendet werden. Weiter hätte der Bund kein Interesse mehr, gewisse Da-
tensätze aus anderen Aufgaben gesamthaft zu erheben und den Kantonen zur Ver-
fügung zu stellen (z.B. Höhenmodell). Damit würde die Aufgabe gesamthaft nicht nur 
schlechter, sondern auch teurer. 

Vor dem Hintergrund der bestehenden Herausforderungen laufen aktuell Arbeiten zur 
Optimierung der Verbundaufgabe und es ist eine Revision des Geoinformationsgeset-
zes geplant: Der Bundesrat hat das VBS am 10. Juni 2022 beauftragt, eine Vernehmlas-
sungsvorlage für die Einführung sogenannter «Georegister» zu erarbeiten. Diese Geo-
register sollen wichtige Geobasisdaten – also insbesondere auch Geobasisdaten der 
amtlichen Vermessung und der Landesvermessung – in höherer Qualität als heute zent-
ral und einfacher nutzbar zugänglich machen. Mit der Einführung der Georegister sollen 
unter anderem die Zusammenarbeit zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden verbes-
sert, die heutige Aufgabenteilung überprüft, historisch bedingte Doppelspurigkeiten ab-
gebaut und Prozesse der Zusammenarbeit modernisiert werden. Die Arbeiten sind mo-
mentan im Gang und es ist vorgesehen, im Lauf des Jahres 2026 dem Bundesrat eine 
Vernehmlassungsvorlage zur Änderung des Geoinformationsgesetzes zu unterbreiten. 

3. Würdigung und Empfehlungen 

Die Arbeitsgruppe kommt zum Schluss, dass die Verbundaufgabe im Bereich amtliche 
Vermessung und ÖREB-Kataster beizubehalten ist. Die laufenden Arbeiten haben zum 
Ziel, die aktuelle Aufgabenteilung und -erfüllung zu optimieren. Mit einer Klärung der Zu-
ständigkeiten und Aufgaben der verschiedenen Partner wird das Subsidiaritätsprinzip 
gestärkt. Die Stärken jedes Einzelnen werden besser genutzt, was die Effizienz des Ge-
samtsystems erhöht. Die derzeitigen Redundanzen werden weitgehend beseitigt und 
die Prozesse optimiert und gestrafft. Die Qualität der Daten, Produkte und Dienstleistun-
gen für die Bevölkerung wird ebenfalls deutlich verbessert. Die Arbeiten zur Anpassung 
der gesetzlichen Grundlagen werden ausserhalb des Entflechtungsprojekts weiterge-
führt. 
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Geologischer Untergrund 

1. Ist-Zustand 

Im Bereich geologischer Untergrund gilt es zwischen «untiefem» und «tiefem» Unter-
grund zu unterscheiden: 

Untiefer Untergrund: Untergrundbereich, der herkömmlich in der horizontalen räumli-
chen Ausdehnung eng begrenzt genutzt wird, z.B. Grundwasser, Erdwärmesonden, 
Tiefbau oder Rohstoffabbau. Die Kantone verfügen in diesem Bereich über etablierte 
Prozesse und Fachwissen. 

Tiefer Untergrund: Untergrundbereich, der unterhalb der typischen Nutzung liegt und zu-
meist in einer überregionalen Ausdehnung genutzt wird, z.B. für CO₂-Speicherung, 
Energiegewinnung oder Tiefengeothermie. Im Vergleich zum untiefen Untergrund liegen 
weniger Grundlagendaten vor, der Kenntnisstand ist lückenhaft und heterogen über die 
verschiedenen Kantone verteilt, dies gilt auch für die Kompetenzen im Vollzug. Zudem 
ist die Erkundung äusserst kostspielig, erfordert viel Koordination und technisches 
Knowhow. In den letzten Jahren hat das Aktivitätsniveau stark zugenommen.   

1.1. Regelungskompetenz 

Die Hoheit über den Untergrund liegt bei den Kantonen (Bergregale, Art. 94 BV). Die 
Kantone regeln die Nutzung des Untergrunds in eigenen, teilweise aufeinander abge-
stimmten, aber nicht identischen kantonalen Gesetzgebungen (Art. 43 BV). 

Der Bund hat sektorielle Kompetenzen im Untergrund (z.B. Art. 60 BV Armee, Art. 74 
BV Umweltschutz, Art. 75 Raumplanung, Art. 75a Vermessung, Art. 76 Wasser, Art. 83 
Strasseninfrastruktur, Art. 87 Eisenbahn und Art. 90 Kernenergie) und kann in diesen 
Themenbereichen entsprechende Regelungen erlassen. Zudem hat der Bund insbeson-
dere im Klima- und Energiebereich strategische Ziele (CCS für die Erreichung des 
Netto-Null Ziels bis 2050 oder die Versorgung mit heimischer erneuerbarer Energie zur 
Resilienz des Energiesystems und Mitigation der Winterstromlücke), für deren Errei-
chung die Nutzung des tiefen Untergrunds von Bedeutung ist. 

Zudem verfügt der Bund gestützt auf Art. 75a Abs. 1 BV (Landesvermessung) über die 
Kompetenz für die geologische Landesaufnahme und die Bereitstellung von Georefe-
renzdaten des Bundes. Durch die subsidiären und sektoriellen Kompetenzen des Bun-
des treten in der praktischen Umsetzung von Nutzungen im Untergrund Situationen auf, 
in denen der Bund das Angebot steuert, die Kantone für die Vorgaben und den Vollzug 
zuständig sind. Beispiele sind nationale Strategien (z.B. Energiestrategie 2050) oder 
Vorstösse aus dem Parlament.  
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1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

Der Bund erbringt gemäss seinen Kompetenzen im Untergrund sektorielle Leistungen 
(z.B. Subventionierung von Projektgesuchen für tiefe Geothermie). Die Kantone nehmen 
ihre Aufgaben gemäss ihren Kompetenzen wahr. Aufgaben v.a. im tiefen Untergrund 
sind häufig überregional und müssen unter Einbezug mehrerer Kantone bearbeitet wer-
den. Zudem gibt es im Untergrund Themen, die auf nationaler Ebene zu betrachten sind 
(z.B. Strategie Untergrund Schweiz, systematische Erkundung des Untergrunds hin-
sichtlich verschiedener Nutzungen des Untergrunds). 

Zwischen den Kantonen bestehen keine einheitlichen oder wenigstens kompatiblen Re-
gelungen bzgl. des Untergrunds (z.B. Gesetzesgrundlage, Untergrundgesetze, etc.). 
Eine interkantonale Koordination bei den hoheitlichen Aufgaben (z.B. beim Datenma-
nagement oder bei Vollzug und Aufsicht von grossen industriellen Nutzungsprojekten) 
ist sehr schwierig und mit hohem administrativen Aufwand verbunden. Für die Wirtschaft 
resultiert dies oft in Rechtsunsicherheiten für Projektinitialisierungen, da effiziente Ge-
schäftsmodelle zur Untergrundnutzung oftmals Aktivitäten über mehrere Kantone benö-
tigen. 

1.3. Finanzierung 

Grundsätzlich finanzieren Bund und Kantone ihre Aufgaben im Untergrund selbst. Natio-
nale und kantonale Programme werden vom Bund auf Basis seiner Kompetenzen initi-
iert, allein oder gemeinsam mit den Kantonen realisiert sowie teilweise von ihm mitfinan-
ziert. Der Vollzug liegt bei den Kantonen.  

1.4. Probleme / Herausforderungen 

Aus der Aufgabenerfüllung der letzten Jahre zeigt sich, dass die Kantone den untiefen 
Untergrund klar für sich beanspruchen und hierzu grösstenteils auch kompetent und 
ressourcenmässig gut aufgestellt sind. Gleichzeitig signalisieren sie aber Vollzugsprob-
leme im tiefen Untergrund. Gerade dort werden Menge und Art der Nutzungen weiter 
zunehmen, der Komplexitätsgrad wird mit zunehmenden Erfahrungen und fortschreiten-
der technologischer Entwicklung weiter steigen. Die Vollzugprobleme betreffen sowohl 
den Aspekt der Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für die volkswirtschaftlich er-
wünschte gesteigerte Nutzung der Untergrundressourcen (z.B. Speicherung von Stof-
fen, Wärmegewinnung und -speicherung) als auch den Aspekt der Vermeidung negati-
ver Auswirkungen auf Umwelt und Dritte durch diese Nutzungen. Weiter sind die über-
geordnete Datenhaltung resp. gemeinsame Datenhaltung Bund und Kantone eine Her-
ausforderung. Hier könnten viele Synergien genutzt werden, gemeinsame Aktivitäten 
(z.B. Aufbau und Betrieb gemeinsamer Infrastrukturen) scheitern aber oft an der fehlen-
den verfassungsmässigen Zuständigkeit des Bundes (keine Subventionierung) resp. 
dem Ausrichten von Subventionen ohne gesetzliche Grundlage.  
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2. Mögliche Varianten 

Die Arbeitsgruppe hat drei mögliche Varianten geprüft: 

1. Schaffung bundesrechtliche Regelungskompetenz für den Untergrund 

2. Teilentflechtung: Vertikale Aufteilung der Regelungskompetenz zwischen Kantonen 
(untiefer Untergrund) und dem Bund (tiefer Untergrund) 

3. Zentralisierung: Ausschliessliche Regelungskompetenz beim Bund 

2.1. Schaffung bundesrechtliche Regelungskompetenz für 
den Untergrund 

2.1.1. Stossrichtung 

Der Bund erhielte eine allgemeine verfassungsmässige Regelungskompetenz über den 
Untergrund. Der Vollzug würde neu als Verbundaufgabe gemeinsam von Bund und 
Kantonen geleistet und finanziert. Die strategische Führung, Oberleitung und die Ober-
aufsicht würde beim Bund liegen, der Vollzug der Vorgaben (operative Führung und 
Ausführung) bei den Kantonen, könnte aber dem Bund abgetreten werden (vgl. Direk-
taufsicht bei der Amtlichen Vermessung).  

Der Bund könnte im Untergrund selbst Aufgaben wahrnehmen und den Kantonen bera-
tend zur Seite stehen. Insbesondere dann, wenn es um den tieferen Untergrund geht, 
bei welchem die Kantone wegen keiner/weniger Projekte selbst wenig Erfahrung haben. 

2.1.2. Rechtsetzungsbedarf 

Zur Umsetzung müsste ein neuer Verfassungsartikel geschaffen werden. Zudem 
müsste ein neues Bundesgesetz zur Nutzung des Untergrunds erarbeitet oder Anpas-
sungen in der bestehenden Bundesgesetzgebungen und -verordnungen, insbesondere 
im Bereich der Geoinformation vorgenommen werden.  

Auf kantonaler Ebene wären Anpassungen der Untergrund- und Geoinformationsge-
setze erforderlich. In den einzelnen Kantonen, in denen der Untergrund derzeit eigen-
ständig geregelt wird, müssten diese Gesetze so modifiziert werden, dass sie mit den 
neuen nationalen Regelungen in Einklang stehen. 

2.1.3. Finanzielle Auswirkungen 

Der hauptsächliche Aufwand fällt beim Vollzug an, der grundsätzlich weiterhin bei den 
Kantonen verbleiben würde. Der Bund könnte den Vollzug mitfinanzieren, die Kantone 
beim Vollzug unterstützen und ggf. selbst Aufgaben übernehmen. Es entstünden tempo-
räre Mehraufwände durch notwendige rechtliche, organisatorische und technologische 
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Anpassungen, die nach Inkrafttreten der neuen Regelungskompetenz erforderlich wer-
den. Langfristig sind dauerhafte Veränderungen zu erwarten, vor allem im Hinblick auf 
den Vollzug, bei dem der Bund einen Mehraufwand für die Ausübung der neuen Rege-
lungskompetenz und die Übernahme von Aufgaben im tiefen Untergrund zu tragen hat.  
Mehraufwände sind bei den Kantonen keine zu erwarten. Allfällige Kostenverschiebun-
gen würden im Rahmen der Globalbilanz ausgeglichen werden. 

Es gibt aus volkswirtschaftlicher Sicht ein signifikantes Potenzial zur Kostendämpfung 
(je nach Ausgestaltung führt diese Variante beim Bund zu mehr oder weniger Mehrauf-
wand), insbesondere durch die Nutzung von fachlichen und technologischen Synergien 
bei der Aufgabenerfüllung und Datenhaltung. Durch die Einführung gemeinsamer Leitli-
nien für den Vollzug sowie technische Standards in der Datenhaltung und -bereitstellung 
können sowohl der Bund als auch die Kantone Einsparungen erzielen. Diese Einsparun-
gen entstehen durch die Vermeidung redundanter Datenhaltungssysteme, die Vereinfa-
chung von Prozessen und geteilte Fachkompetenzen. 

2.1.4. Bewertung 

Die Arbeitsgruppe kommt zum Schluss, dass diese Variante die Subsidiarität gegenüber 
dem Status quo stärken würde. Bund und Kantone erhielten definierte, voneinander ab-
grenzbare Kompetenzbereiche. Dies würde den Vollzug in den Kantonen v.a. im tiefen 
Untergrund, wo sich aktuell Herausforderungen zeigen, erleichtern.  

Inwiefern sich die fiskalische Äquivalenz im Vergleich zum Status quo verändern würde, 
hängt von der effektiven Ausgestaltung der Verbundaufgabe ab respektive wie die bun-
desrechtliche Regulierungsdichte sowie sein Mitteleinsatz gegenüber dem Gestaltungs-
freiraum der Kantone im Vollzug aussehen würde.  

Die heutige Aufgabenerfüllung von Bund und Kantonen ist aus Sicht der Fachvertretun-
gen in der Arbeitsgruppe in Teilen ineffizient. Die lokalen und räumlich eng gefassten 
Nutzungsprojekte und -vorhaben können die Kantone im untiefen Untergrund zumeist 
mit ihren etablierten Prozessen, vorhandenen Ressourcen und Fachkompetenzen der 
Kantone bzgl. Bewilligungen und Vollzug gut handhaben. Im tiefen Untergrund hingegen 
stossen die Kantone auf Grund anderer Anforderungen, teilweise überregionalen Aus-
dehnungen oder räumlich weit gefassten Projekten und Vorhaben, wegen fehlenden 
Ressourcen und Fachkompetenzen an ihre Grenzen. Fehlende Regulierungsstandards 
und 26-fach redundante IT-Systeme für Datenhaltung und -bereitstellung stellen bei-
spielsweise eine wesentliche Quelle für Ineffizienz dar. Allerdings ist die Schaffung 
neuer Verflechtungen auch mit einem gewissen Mehraufwand verbunden (administra-
tive Belastung rund um die Abgeltungen). 

Die Schaffung einer Verbundaufgabe für den Untergrund ist aus Sicht der Fachvertre-
tungen in der Arbeitsgruppe hinsichtlich einer gesamtheitlich betrachteten Nutzung und 
Schutz des Untergrunds im Vergleich zum Status quo effektiver. Sie würde Anreize für 
die Vereinfachung von Prozessen, Schaffung von Rechtssicherheit, Nutzung von Ein-
sparpotenzial und Erhöhung der Bürgernähe schaffen. Privatwirtschaftliche Nutzungs-
projekte und -vorhaben können dadurch wesentlich effizienter und effektiver realisiert 
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werden. Handlungsspielräume blieben bestehen, da der Vollzug in den Kantonen ver-
bliebe.  

Aus Sicht der Sektoralvertretungen in der Arbeitsgruppe würde diese Variante die heute 
auf der Fachebene bei Vollzugsbehörden und Privatwirtschaft als unbefriedigend wahr-
genommene Situation vereinfachen. Mit der Einführung einer Bundeskompetenz durch 
Variante 1 könnten die Herausforderungen für beide Seiten entschärft werden, in dem 
die Möglichkeit einer vereinfachten interkantonalen Zusammenarbeit auf Basis einer ein-
heitlichen Gesetzesgrundlage geschaffen würde. Die Subventionierung von Nutzungs-
projekten wäre weiterhin möglich, und zusätzlich auch eine Unterstützung der Kantone 
im Vollzug (auch eine Form von Subventionierung). 

2.2. Vertikale Aufteilung der Regelungskompetenz zwischen 
Kantonen und dem Bund 

2.2.1. Stossrichtung 

Die Regelungskompetenz im Untergrund würde zwischen Bund und Kantonen vertikal 
aufgeteilt; die Kantone würden den untiefen Untergrund, der Bund den tiefen Untergrund 
regulieren und in diesen Bereichen Projekte begleiten (Vollzug). Weiter würde die Bun-
deszuständigkeit auch nationale Projekte ab (z.B. Cargo sous terrain) abdecken, die 
zwar den untiefen Untergrund betreffen, aber eine überregionale bis nationale Ausdeh-
nung und Auswirkung haben. 

Wegen der aufgeteilten Regelungskompetenz müssten zusätzliche Vorkehrungen ge-
troffen werden, damit einheitliche und zueinander kompatible Richtlinien und Standards 
eingeführt werden könnten. Analog zu Variante 1, könnte der Bund den Kantonen bera-
tend zur Seite stehen.  

2.2.2. Rechtsetzungsbedarf 

Zur Umsetzung müsste ein neuer Verfassungsartikel geschaffen werden. Zudem 
müsste ein neues Bundesgesetz zur Nutzung des Untergrunds erarbeitet oder Anpas-
sungen in der bestehenden Bundesgesetzgebungen und -verordnungen, insbesondere 
im Bereich der Geoinformation vorgenommen werden.  

Auf kantonaler Ebene wären Anpassungen der Untergrund- und Geoinformationsge-
setze erforderlich. 

2.2.3. Finanzielle Auswirkungen 

Bund und Kantone würden ihre Aufgaben weiterhin selbst finanzieren. Temporäre Mehr-
aufwände könnten beim Bund durch notwendige rechtliche, organisatorische und tech-
nologische Anpassungen entstehen, die nach Inkrafttreten der neuen Regelungskompe-
tenz notwendig werden. Entsprechende finanzielle Mittel müssten im Rahmen der Glo-
balbilanz ausgeglichen werden. Kostendämpfungspotenzial liegt beim tiefen Untergrund 
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in der Nutzung von fachlichen und technologischen Synergien in Aufgabenvollzug und 
Datenhaltung und -bereitstellung. Durch die Nutzung von gemeinsamen Leitlinien in 
Vollzug und technischen Standards in der Datenhaltung sowie gemeinsamen Infrastruk-
turen können alle Beteiligten Einsparungen erzielen. 

2.2.4. Bewertung 

Aus Sicht der Arbeitsgruppe würde diese Variante die Subsidiarität stärken. Bund und 
Kantone erhielten definierte, voneinander abgrenzbare Kompetenzbereiche. Während 
die Kantone im untiefen Untergrund alle ihre Kompetenzen behielten (was ihre Kraft 
nicht übersteigt), würden sie bei der Regulierung im tiefen Untergrund entlastet, wo ak-
tuell eine Herausforderung besteht.  

Hinsichtlich der fiskalischen Äquivalenz beurteilt die Arbeitsgruppe die Variante als neut-
ral, da jede Staatsebene ihre Tätigkeiten selbst finanzieren würde und keine Umvertei-
lung von Mitteln vorgesehen ist.  

In Bezug auf die Effektivität und Effizienz erachtet die Arbeitsgruppe verschiedene As-
pekte als relevant: Aus fachlicher Sicht wäre es aufgrund unterschiedlicher regionaler 
geologischer Voraussetzungen komplex einheitlich zu definieren, was in den Bereich 
des tiefen und was in den untiefen Untergrund fällt. Diese Abgrenzungsschwierigkeiten 
könnten sich effizienzmindernd auswirken, insbesondere vor dem Hintergrund, dass es 
unmöglich ist, ein Projekt im tiefen Untergrund ohne Auswirkungen auf untiefe Bereiche 
und obertägige Bauten zu realisieren.  

Effizienz- und effektivitätssteigernd könnten sich hingegen die national einheitlichen 
Grundlagen für Richtlinien und Standards im tiefen Untergrund auswirken. Beispiels-
weise könnte die Einführung von Standards in der Datenhaltung die Nutzung von Syner-
gien ermöglichen, wovon wiederum alle Seiten profitierten, nicht zuletzt auch die den 
Untergrund nutzende Privatwirtschaft. Zudem könnten dadurch Doppelspurigkeiten bei 
der Datenhaltung und -bereitstellung abgebaut werden. Auch könnte sich die Bündelung 
von Fachkompetenzen im tiefen Untergrund positiv auf die Effektivität des Vollzugs aus-
wirken. Darüber hinaus würde eine einheitliche und klar definierte Regulierung von Nut-
zungen im Bereich des tiefen Untergrunds die Rechtssicherheit für privatwirtschaftliche 
Projektplanende verbessern und damit die Umsetzung entsprechender Nutzungspro-
jekte und -vorhaben wesentlich effizienter und effektiver gestalten. 

Wie auch bei Variante 1 vertritt die Fachvertretung in der Arbeitsgruppe die Ansicht, 
dass mit der Umsetzung der vorliegenden Variante die heutige, unbefriedigende Aus-
gangslage für die Kantone und die Privatwirtschaft verbessert würde. 
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2.3. Ausschliessliche Regelungskompetenz Bund 

2.3.1. Stossrichtung 

Die Regelungskompetenz über den geologischen Untergrund sowie des Vollzugs läge 
gänzlich beim Bund. Die Kantone würden entsprechend ihre Aufgaben abgeben.  

2.3.2. Rechtsetzungsbedarf 

Auf Bundesebene müsste ein Bundesverfassungsartikel geschaffen werden und die re-
levanten Gesetze und Verordnungen angepasst werden (insbesondere zur Geoinforma-
tion). Auf kantonaler Ebene müssten die Untergrund- und oder Geoinformationsgesetze 
aufgehoben werden. 

2.3.3. Finanzielle Auswirkungen 

Auf den Bund käme ein beträchtlicher Mehraufwand (Finanz- und Personalmittel) durch 
die Ausübung sämtlicher Regelungskompetenz und der Übernahme aller Aufgaben im 
untiefen und tiefen Untergrund zu. Ggf. würden Einnahmen generiert durch die Vergabe 
von Konzessionen.  

Die Kantone würden ihren Aufwand beträchtlich verkleinern. Gleichzeitig würden Ein-
nahmen durch Konzessionsgebühren wegfallen. 

Die Kostenverschiebungen würden im Rahmen des Projekts über die Globalbilanz aus-
geglichen. 

Inwieweit der Mehraufwand durch Neuregelung und Aufbau des Vollzuges ein allfälliges 
Kostendämpfungspotenzial durch die Nutzung von fachlichen und technologischen Sy-
nergien in Aufgabenvollzug, Datenhaltung und -bereitstellung und Infrastrukturnutzung 
kompensiert, müsste vertieft geprüft werden. 

2.3.4. Bewertung 

Die Arbeitsgruppe ist sich einig, dass mit einer Zentralisierung die Subsidiarität gegen-
über dem Status quo geschwächt würde, insbesondere im Bereich des untiefen Unter-
grundes, wo die Aufgaben nach heutiger Regelung gut funktionierend durch die Kantone 
wahrgenommen werden. Da der Nutzen des geologischen Untergrunds nicht nur auf na-
tionaler Ebene anfällt, die Kantone sich aber nicht mehr finanziell beteiligen würden, 
würde die fiskalische Äquivalenz ebenfalls geschwächt. 

Aus Sicht der Arbeitsgruppe könnte eine vollständig zentralisierte Regelung des geologi-
schen Untergrundes, insbesondere im tiefen Untergrund, die Effizienz und Effektivität 
steigern.  

Positive Effekte, wie verbesserte Rechtssicherheit für Planende und Projektanten, ein-
heitliche Bewilligungs- und Konzessionsverfahren, Abwicklung kantonsübergreifender 
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Projekte und Projekte von nationaler Bedeutung sowie die Einführung von Standards für 
Datenhaltung und -vertrieb sind zu erwarten. Zusätzlich ist eine Angleichung der fachli-
chen und technischen Kompetenzen in den Kantonen zu erwarten. 

Demgegenüber könnte eine Zentralisierung auch negative Effekte hinsichtlich der Effizi-
enz und der Effektivität zeitigen, indem etablierte, funktionierende Prozesse und Rege-
lungen im Vollzug des untiefen Untergrundes aufgehoben und neu durch den Bund 
wahrgenommen werden müssten. Eine tiefgreifende Neuordnung müsste etabliert wer-
den. Auf Ebene der Kantone würde dies bedeuten, dass zudem bestehende Organisati-
onen und Strukturen rückgebaut werden müssten. Gleichzeitig müsste der Bund ent-
sprechende Organisationen und Strukturen neu aufbauen beziehungsweise von den 
Kantonen übernehmen und zusätzliche Fachkompetenzen erwerben, um sich detailliert 
um die lokalen und regionalen Gegebenheiten kümmern zu können. 

3. Würdigung und Empfehlungen 

Die Varianten 1 und 2 bringen gegenüber dem Status quo grundlegende Verbesserun-
gen, wie oben detailliert beschrieben. Variante 1 wäre einfacher umzusetzen, da die Re-
gelung klarer ist als bei Variante 2. Bei dieser stellt sich die Frage der Definition der ver-
tikalen Abgrenzung der Kompetenzen zwischen den Kantonen und dem Bund. Daher ist 
Variante 1 aus Gründen der Einfachheit gegenüber Variante 2 zu priorisieren. Da sie 
eine Aufgabenverflechtung statt einer Entflechtung mit sich bringen würde, müsste im 
Rahmen der weiteren Arbeiten entschieden werden, ob die Variante im Rahmen des 
Projekts Entflechtung 27 oder ausserhalb davon näher geprüft werden soll.  

Variante 3 ist die radikalste Version und würde eine umfassende Änderung in der Bun-
desverfassung, eine Anpassung resp. Aufhebung Gesetze in Kantonen und beim Bund 
und eine grundlegende Neuordnung des Vollzugs bedingen. Aus Sicht der Arbeits-
gruppe würden dadurch die Subsidiarität und fiskalische Äquivalenz gegenüber dem 
Status quo geschwächt. Vor diesem Hintergrund empfiehlt sie, diese Variante nicht wei-
terzuverfolgen.  

 


